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Sachgebiet 63 


Der Bundesminister Bonn, den 26. Juli 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 
F/II C 6 -F 0715/2 -12/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Mitteilung über überplanmäßige Ausgaben gemäß § 37 
Abs. 4 Bundeshaushaltsordnung 

hier: Herrichtung und Umbau von Wohnsiedlungen, 
die von Stationierungsstreitkräften freigegeben 
worden sind 


Im Bundeshaushaltsplan 1971 sind für die Herrichtung und den 
Umbau von Wohnsiedlungen, die von den Stationierungsstreit- 
kräften freigegeben worden sind, bei Kap. 0807- Bundesver- 
mögens- und Bauangelegenheiten -Tit. 712 02- 12 Mio DM be- 
willigt worden. 

Infolge der unvorhergesehenen Freigabe weiterer Wohnsied- 
lungen, u. a. in Flensburg, Hemer, Iserlohn, Köln, München, 
Mitterharthausen, Soest und Unna, und der Notwendigkeit, bei 
einigen bereits in den Vorjahren übernommenen Siedlungen 
zusätzliche Bauleistungen erbringen zu müssen, reicht der An- 
satz nicht aus. 

Nach den von den Oberfinanzdirektionen vorgelegten Unter- 
lagen beträgt der Mehrbedarf 11 Mio DM. Erfahrungsgemäß 
muß mit Kosten je Wohnung von 10 000 bis 15 000 DM und je 
Einfamilienhaus von 30 000 DM gerechnet werden. Der hohe 
Aufwand ist insbesondere auf den oftmals sehr schlechten Zu- 
stand der Gebäude zurückzuführen. Ferner sind häufig Umbau- 
maßnahmen notwendig, um die Wohnungen deutschen Wohn- 
verhältnissen anzupassen und übergroße Wohnungen aus 
Gründen der Wirtschaftlichkeit zu teilen. 

An der zügigen Instandsetzung ist der Bund sehr interessiert, 
damit einerseits Bewachungskosten für die leerstehenden Woh- 
nungen vermieden und andererseits möglichst bald Einnahmen 
durch Vermietung - überwiegend an Angehörige der Bundes- 
wehr - erzielt werden können. 


Drude.: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Ohne die Bereitstellung zusätzlicher Mittel müßten zahlreiche 
Instandsetzungarbeiten unterbrochen werden, oder man könnte 
sie gar nicht erst beginnen. Ein längeres Leerstehen von Woh- 
nungen ist aber angesichts der Wohnungsmarktlage nicht ver- 
tretbar. Auch hat die Bundeswehr dringenden Bedarf an frei- 
gegebenen Wohnungen. Die Mehrausgabe ist folglich unabweis- 
bar. 

Ich habe deshalb gemäß § 37 Abs. 1 Satz 1 Bundeshaushalts- 
ordnung meine grundsätzliche Einwilligung zu überplanmäßigen 
Ausgaben bei Kap, 08 07 Tit. 712 02 für 1971 bis zur Höhe von 
11 Mio DM erteilt. Ein Betrag von 6 Mio DM wird im Epl. 14 
eingespart, für die restlichen 5 Mio DM muß voraussichtlich 
Deckung im Gesamthaushalt gefunden werden. 

In Vertretung 

Dr. Emde 
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